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INTERNATIONAL

Bald das einzige Land in Europa 
ohne Konzernverantwortung?

Im November 2020 kam die Konzernverantwortungsinitiative zur Abstimmung. Die Initiative wurde von 50,7% 
der Stimmberechtigten angenommen, scheiterte aber am Ständemehr. Die Abstimmungsanalyse zeigte im 
Nachgang, dass das stärkste Gegenargument war, dass die Schweiz keinen «Alleingang» machen solle. Dieses 
Argument wurde von der damaligen Justizministerin Karin Keller-Sutter stark betont. Sie versprach im Abstim-
mungskampf, sich für «gleich lange Spiesse» für Konzerne in der Schweiz und der EU einzusetzen und beim 
Thema Konzernverantwortung «international abgestimmt» vorgehen zu wollen.

EU-Konzernverantwortungsrichtlinie kurz vor Verabschiedung

Im internationalen Kontext ist seit der Abstimmung viel passiert: Nachdem Frankreich bereits 2017 ein Kon-
zernverantwortungsgesetz eingeführt hatte, folgten Deutschland und Norwegen kurz nach der Abstimmung im 
Sommer 2021. Im Februar 2022 stellte zudem die EU-Kommission ihren Vorschlag für eine EU-weite Konzern-
verantwortungsrichtlinie (CSDDD) vor, die seither von den EU-Institutionen beraten wird. Beobachter in Brüssel 
gehen davon aus, dass die EU-Konzernverantwortungsrichtlinie bis Weihnachten fertig verhandelt ist und im 
ersten Halbjahr 2024 in Kraft treten kann.

Die Richtlinie sieht umfassende Sorgfaltspflichten zur Einhaltung von Menschenrechten und Umweltstandards 
für Konzerne mit Sitz in der EU in ihren Geschäftsbeziehungen vor. Zusätzlich verpflichtet die EU die Konzerne 
dazu, ihre klimaschädlichen Emissionen in Übereinstimmung mit dem Pariser Klimaziel zu reduzieren. Zur 
Kontrolle sieht die EU sowohl Aufsichtsbehörden in allen Mitgliedstaaten als auch den Zugang zu zivilrechtli-
cher Haftung für Betroffene von Menschenrechtsverletzungen vor.

Schweiz immer mehr abgehängt

Die Schweiz droht nach diesen Entwicklungen zum einzigen Land in Europa ohne Konzernverantwortung zu 
werden. So gelten in der Schweiz nur Berichtspflichten für nichtfinanzielle Belange und eine eingeschränkte 
Sorgfaltspflicht für Konfliktmineralien und offensichtliche Fälle von Kinderarbeit. Wie verschiedene aktuelle 
Fälle von problematischen Goldimporten (siehe Rückseite) aber beispielhaft zeigen, verhindern diese Pflichten 
die Probleme nicht – auch weil heute keinerlei Sanktionen bei Verstössen drohen.

Parallel zur übergreifenden Konzernverantwortungsrichtlinie (CSDDD) diskutiert die EU aktuell eine Reihe wei-
terer Nachhaltigkeitspflichten für Unternehmen für spezifische Problembereiche (vgl. Tabelle nächste Seite). 
Damit sollen Produkte, die aus Zwangsarbeit stammen, zur Abholzung von Wäldern beitragen oder unter men-
schenunwürdigen Bedingungen geschürfte Rohstoffe enthalten, vom EU-Binnenmarkt ferngehalten werden.

GPK-N RÜGT BUNDESRAT FÜR «NICHT VERHÄLTNISMÄSSIGE» KOMMUNIKATION 
IM ABSTIMMUNGSKAMPF 2020

Die Vergleichstabelle zeigt, dass die geplante EU-Richtlinie deutlich weiter geht als die aktuelle Schweizer Gesetzgebung und in 

gewissen Punkten auch über die Konzernverantwortungsinitiative hinausgeht, die 2020 zur Abstimmung kam.

KONZERN -
VERANT WORTUNGS-

INITIATIVE (2020)

GELTENDER 
GEGENVORSCHLAG 

(in Kraft seit 1.1.2022)

GEPLANTES 
EU-GESETZ

Sorgfalts-
pflicht

Menschenrechte
�

x 

(nur für Kinderarbeit + 
Konfliktmineralien)

�

Umweltstandards � x �

Klima-
pflichten

Verbindliche Absenkpfade für 

CO
2
-Emissionen

x x �

Aufsicht Aufsichtsbehörde mit 

Sanktionskompetenz
x x �

Haftung ... für Schäden 

von Tochterfirmen
� x �

... für Schäden von Zulieferern x x �

EU-Gesetz will dasselbe wie die Konzernverantwortungsinitiative:

linie (CSDDD)

richtlinie (CSRD)
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SCHWEIZ

Auch das Bundesamt für Justiz kam in einem Bericht vom 25.11.2022 zum Schluss, dass es zwischen der geplan-
ten EU-Richtlinie und der Schweizer Gesetzgebung «erhebliche Unterschiede» gibt. Trotzdem beschäftigt sich 
der Bundesrat aktuell lediglich mit einem Nebenschauplatz: Für Sommer 2024 plant er eine Vernehmlassungs-
vorlage für eine Aktualisierung der Berichterstattungspflichten (CSRD). Einen Nachvollzug der relevanten Kon-
zernverantwortungsrichtlinie (CSDDD) hat er bisher nicht angekündigt.

Mehrere Wirtschaftsakteure pochen 
öffentlich auf gleiche Regeln

Ende November 2023 äusserten verschiedene Wirtschaftsverbände in den Medien, dass sie einen raschen Nach-
vollzug der EU-Konzernverantwortungsrichtlinie wichtig fänden. So kritisierte das Groupement des Entreprises 
Multinationales (GEM) – der Genfer Wirtschaftsverband der grossen multinationalen Unternehmen wie MSC, 
Richemont oder Procter & Gamble –, dass die Wirtschaft Rechtssicherheit brauche und keine doppelte Arbeit 
durch nicht-übereinstimmende Regeln. Auch für das Bild und die Attraktivität der Schweiz sei es wichtig, dass 
Bundesrat und Parlament nun rasch nachziehen. 

Auch die IG Detailhandel (Coop, Migros, Denner) und IKEA Schweiz sagten gegenüber den Tamedia-
Zeitungen, dass sie eine mit dem EU-Recht harmonisierte Gesetzgebung unterstützen würden.
Dass die Schweizer Wirtschaft beim Thema Konzernverantwortung nicht abgehängt werden sollte, war auch 
der Tenor am Schweizer Forum «Wirtschaft und Menschenrechte» Mitte Oktober. Die Staatssekretärin für Wirt-
schaft, Helene Budliger Artieda, sagte es so: «Die Erfüllung der Sorgfaltspf licht ist ein Motor für die Wettbe-
werbsfähigkeit und Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Schweiz.»

Viele Teilnehmende und Unternehmen fanden am Schweizer Forum 

Wirtschaft und Menschenrechte zusammen.

GPK-N RÜGT BUNDESRAT FÜR «NICHT VERHÄLTNISMÄSSIGE» KOMMUNIKATION 
IM ABSTIMMUNGSKAMPF 2020

KONZERN -
VERANT WORTUNGS-

INITIATIVE (2020) (in Kraft seit 1.1.2022)
EU-GESETZ

Konfliktmineralien)

Regulierung Thema Pflicht Sanktionen Stand EU Stand CH

EU-Konzern ver-
antwortungsricht-
linie (CSDDD)

Menschen rechte, 

Umwelt (inkl. Klima)

Sorgfalts pflicht Bussen und 

Haftung

im Trilog

EU-Nachhaltigkeits-
berichterstattungs  -
richtlinie (CSRD)

Menschen rechte, 

Umwelt (inkl. Klima)

Berichtspflicht Bussen in Kraft Vernehm lassungs-
vorlage per 
Sommer 2024

EU-Batterie-
verordnung

Risiken von 

Batterie-

Rohstoffen

Sorgfalts pflicht Verkaufs verbot 

und Bussen

im EU-Amtsblatt 
publiziert, tritt am 
18.2.2024 in Kraft

EU-Entwald ungs-
verordnung

Risiken von Agrar-

rohstoffen wie Holz, 

Soja, Palmöl

Sorgfalts pflicht Verkaufs verbot 

und Bussen

im EU-Amtsblatt 
publiziert, tritt am 
30.12.2024 in Kraft

EU-Zwangsarbeits-
verordnung

Produkte aus 

Zwangsarbeit

Sorgfalts pflicht Verkaufs verbot 

und Bussen

im Parlament



Infoblatt für Parlamentarier:innen     Wintersession 2023

SCHWEIZ

Neue Konzernverantwortungsinitiative

Für die Koalition für Konzernverantwortung ist klar: 
Um zu verhindern, dass die Schweiz bald das einzige 
Land in Europa ohne Konzernverantwortung ist, muss 
jetzt rasch ein Prozess für ein Schweizer Konzernver-
antwortungsgesetz in Gang kommen. 

Um den Gesetzgebungsprozess abzusichern, bereitet 
die Koalition für Konzernverantwortung aktuell eine 
neue Volksinitiative vor: Die Initiative soll verhin-
dern, dass ein neues Gesetz stark verzögert oder die 
Vorlage massiv verwässert wird.

Alt Nationalrat Karl Vogler (CSP/OW) erklärt am 29. November im Tages-Anzeiger, dass die 

Schweiz mit dem ursprünglichen Gegenvorschlag des Nationalrats im Bereich Konzernver-

antwortung heute weitgehend international abgestimmt wäre und er es begrüsst, dass die 

Diskussion spätestens mit der neuen Initiative nun wieder startet.

GPK-N RÜGT BUNDESRAT FÜR «NICHT VERHÄLTNISMÄSSIGE» KOMMUNIKATION 
IM ABSTIMMUNGSKAMPF 2020
Am 24. November 2023 veröffentlichte die 
Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats 
eine Untersuchung zur Behördenkommunikation 
vor Abstimmungen. Der Bericht der parlamen-
tarischen Verwaltungskontrolle PVK kritisiert 
die Art und Weise der Kommunikation vom Bun-
desrat in der Abstimmungskampagne über die 
Konzernverantwortungsinitiative als nicht ver-
hältnismässig. So sei im damaligen Justizdepar-
tement ein Konzept erarbeitet worden, das die 

Kommunikation der Vorsteherin als Teil der Gegen-
kampagne ausrichtete. Dies, obwohl die Behörden 
zu einer transparenten und sachlichen Informa-
tion der Stimmberechtigten verpf lichtet wären. 

Mehr Infos:  

KONZERN -
VERANT WORTUNGS-

INITIATIVE (2020) (in Kraft seit 1.1.2022)
EU-GESETZ

Konfliktmineralien)

linie (CSDDD)

richtlinie (CSRD)
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HANDLUNGSBEDARF

KONZERN-

Sika-Fabrik verschmutzt Quartier 
mit gefährlichem Staub

In einem Vorort von Buenos Aires produziert die Bau-
stoff fabrik Klaukol des Schweizer Konzerns Sika Kleb-
stoff e, Pasten und Mörtel. Bei der Produktion werden 
Sand, Zement und andere Stoff e gemischt, wobei starke 
Emissionen entstehen, die von der Fabrik nicht ausrei-
chend gefi ltert werden. Die Menschen vor Ort beklagen 
sich schon lange über die Auswirkungen, die der Staub 
auf ihre Lebensqualität und ihre Gesundheit hat: Er lagert 
sich in ihren Häusern und auf der Kleidung ab und führt 
zu Atembeschwerden, Haut- und Lungenerkrankungen. 
Doch Klaukol hat die Verantwortung für die Verschmut-
zung stets abgestritten und eine Sammelklage blieb 

zehn Jahre vor Gericht liegen. Nun beweist eine Studie 
einer lokalen Umweltbehörde, dass die Sika-Fabrik für 
einen Grossteil der Staubemissionen im Quartier verant-
wortlich ist. Die medizinischen Untersuchungen von 48 
Quartierbewohner:innen durch eine renommierte Lun-
genexpertin zeigen zahlreiche Probleme auf. Sie sagt, die 
Lu� bedingungen im Viertel müssten sich ändern. 

Mehr Infos:

HANDLUNGSBEDARF

Schon wieder landet hochproblematisches 
Gold in der Schweiz

In der Schweiz werden schätzungsweise 50-70 Pro-
zent des weltweit gehandelten Goldes raffiniert. Die 
ganze Branche ist intransparent, auch weil das Gold 
nicht selten aus problematischen Quellen stammt. 
So wurde beispielsweise Ende Oktober 2023 von CH 
Media aufgedeckt, dass die Schweizer Raffinerie MKS 
Pamp bis heute sämtliches Gold aus einer Mine in 
Liberia verarbeitet, die für eine massive Verschmut-
zung der Umwelt verantwortlich ist. Eine Recherche 
der Organisation Fastenaktion zeigte zudem kürz-
lich, dass die Schweizer Raffinerie Argor-Heraeus 
über mehrere Jahre problematisches Gold aus einer 
Konf likt region in Kolumbien importierte. Und auch 
der schwere Brand in der Mine Yanaquihua in Peru im 

Mai, bei dem 27 Minenarbeiter ums Leben gekommen 
sind, zeigt, dass es die Goldraffinerie Metalor nicht so 
genau nahm mit der Sicherheit in der Goldproduktion. 
Die Beispiele zeigen alle, dass es auch in der Schweiz 
ein griffiges Konzernverantwortungsgesetz braucht, 
damit Goldraffinerien nicht länger von problemati-
schen Bedingungen bei der Goldförderung profitie-
ren, sondern dafür sorgen, dass Menschenrechte und 
Umweltstandards eingehalten werden.

Mehr Infos: 

HANDLUNGSBEDARF

©
 G

ra
c

e
 P

e
rv

iu



Infoblatt für Parlamentarier:innen     Wintersession 2023

KONZERN-

Impressum
Dieses Infoblatt wird von der Koalition für Konzernverantwortung publiziert und informiert 

über aktuelle Entwicklungen im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte. Die Koalition für 

Konzernverantwortung vereint über 80 Menschenrechts- und Umweltorganisationen sowie 

Entwicklungsorganisationen.

KOALITION FÜR KONZERNVERANTWORTUNG
Monbijoustrasse 31, Postfach, 3001 Bern

031 390 93 36

info@konzernverantwortung.ch

www.konzernverantwortung.ch

Glencore verschmutzt einen ganzen Landstrich 
in Peru

Um die Glencore-Kupfermine Antapaccay in Peru 
leben rund 60’000 Menschen, die meisten von ihnen 
gehören den indigenen Gemeinschaften der Quechua 
und K’ana an. Seit Jahren wehren sie sich gegen die 
Verschmutzung mit Schwermetallen wie Quecksilber, 
Blei und Arsen, die sie für die vielen Atemprobleme, 
Nieren- und Krebserkrankungen in der Region verant-
wortlich machen. Die Bevölkerung berichtet zudem, 
dass ihre Tiere sterben oder Fehlgeburten erleiden, 
wenn sie Wasser aus dem Fluss trinken.

Doch Glencore hat stets bestritten, dass die Minen-
aktivitäten etwas mit der Verschmutzung zu tun 
haben. Nun zeigen umfangreiche wissenschaftli-
che Untersuchungen im Auftrag der peruanischen 

Regierung, dass eindeutig die Kupfermine die Region 
verschmutzt: Sowohl der schwermetallhaltige Fein-
staub als auch die Kontamination von Wasser und 
Böden kann auf die Mine zurückgeführt werden. Auch 
in Pf lanzen und Tieren wurden erhöhte Werte von 
Schwermetallen nachgewiesen. Wegen der Mine gibt 
es zudem seit Jahren Landkonflikte, weil die Rechte 
der indigenen Bevölkerung immer wieder verletzt 
wurden. 

Mehr Infos:
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